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MLrtsckaktUcke Nmscbau
Der Reparationsagent hat in seinem an dieser Stelle

schon besprochenen Zwischenbericht über die letzten neun
Monate eine Kritik an der Steuergesetzgebnng des Rei¬
ches geübt, die mit Recht nicht unwidersprochen blieb.
Vor allem hat er es gerügt , daß das Reich in größtem
Umfang als Steuererheber fungiere , während es gleich¬
zeitig keinen Einfluß auf die Ausgabenpolitik der Län¬
der und Gemeinden habe . Abgesehen davon, daß diese
Behauptung unrichtig ist, denn der weitaus größte Teil
der Ausgaben der Länder und Gemeinden — es sei nur
an die Erwerbslosenfürsorge erinnert — wird durch die
Reichsgesetzgebung verursacht und vorgeschrieben, mischt
sich der Reparationsagent in innerdeutsche Verfassungs-
fragen hinein . Die Schlußfolgerung aus seinen Aus¬
führungen wäre evtl, die restlose Unitarisierung
Deutschlands. Die deutschen Länder haben ihre durch
die Reichsverfassung ihnen gewährleisteten Rechte (sind
übrigens auch ihrerseits durch das Versailler Diktat für
die Aufbringung der Reparationen mitverantwortlich
»»nd haftbar ), und wie die Vorgänge anläßlich der neuen
Vinanzveform zeigen , namentlich was Süddeutschland
anlangt , unbedingt gesonnen, an diesen Rechten festzu¬
halten . Die Reichsregierung ist gar nicht imstande, un¬
ter Außerachtlassung aller historischen und politischen
.Gegebenheiten den Wünsche»! des Datvesagenten ohne
Gefährdung des Reiches selbst zu entsprechen , und
allein dieser Hinweis auf den Sachverhalt rechtfertigt
eine entschiedene Zurückweisung der in dem Bericht aus¬
gesprochenen Kritik.

Unhaltbar ist auch der Teil des Berichts, der die völ¬
lige Beseitigung des außerordentlichen .Haushalts im
Reich verlangt . Man kann verschiedener Meinung dar¬
über sein , was inan alles auf das außerordentliche Bud¬
get übernehnien darf , mn eine gesunde Finanzgeba¬
rung aufrecht zu erhalten , aber die bewährte Trennung
her Ausgaben in dauernde, laufende und einmalige mit
werbendem Charakter ist zweifellos berechtigt , gerade in
dein verarmten Deutschland , das »verbende Anlagen ,
welche der Allge»neinheit dauernden Nutzen bringen sol¬
len , gar nicht aus la»»fenden Einnahmen bezahlen kann.
Wenn der Reparationsagent es z . B . für besser hält , daß
das Reich seinerzeit Schatztvechsel ausgegeben , anstatt die
,fünfprozentige Reichsanleihe ausgenommen hätte , so ist
dem eutgegenzuhalten, daß

' das eben deshalb nicht ge¬
schehen konnte , weil diese Schatzwechsel zum Jahres -
fchluß hätten »nieder zurückbezahlt tverden müssen und
weil bei der angespannten Finanzlage für die notwen¬
digen Ausgaben werbender Art die Aufnahme lang -
ßristiger Gelder das Gegebene war . Hätte man die An¬
leihe vermeiden wollen , dann hätte man eben im we¬
sentlichen auch auf die damit in die Wege geleiteten
Investierungen verzichten müssen .

Im übrigen macht Packer Gilbert ganz offen gegeneine Revision des Daivesplanes Stimmung , indem er
die Behauptung aufstellt, daß es gar keine Schwierig¬
keiten habe , das Reichsbudget auch einschließlich der
Reparationszahlungen ausgeglichen zu erhalten . Dazu
ist schon vor cM Tagen an dieser Stelle in Verbindungmit der Währungsfrage das Nottvendige gesagt tvorden.Ohne Steigerung der Ausfuhr können wir zu keiner
befriedigenden Zahlungsbilanz gelangen und ohne eine
solche auf die Dauer nicht die steigenden Reparations¬lasten tragen .

*
Der Reichswirtschaftsminister hat in seiner Hambur¬ger Rede angekündigt, daß die Reichsregierung mitgrößter Beschleunigung dein Reichswirtschaftsrat undden gesetzgebenden Körperschaften ihre Vorschläge übereine Reform der deutsche« Zölle machen werde. DieseMitteilungen stehen im Zusammenhang mit der Zustiur-

mung des Reichskabinetts zu den Beschlüssen der Welt¬
wirtschaftskonferenz. die sich für Abbau der Handelshin¬
dernisse ausgesprochen hat . Die deutsche Handelspolitik
müsse das Ziel einer schrittiveisen und paritätischen Ab-
senkt»ug der Zollsätze in allen Staaten haben, und auch
Deutschland müsse zu diesem Zweck an die Senkung
seiner autonomen Zollsätze gehen. Zunächst freilich wird
eine solche Senkung nicht kommen, im Gegenteil, es
sollen Erhöhungen bei geivissen landtvirtschaftlichen
Zöllen eintreten , so sollen der autonome Kartoffelzoll auf
1 Ml , der Zoll für Schweinefleisch von 21 auf 32 M/l
und der Zuckerzoll uin 50 Proz . auf 15 MH erhöht wer¬
den . Die übrigen Zollsätze solle» nach dem ausdrück¬

lichen Beschluß des Reichskabinetts vorläufig bestehenbleiben.
Der Widerspruch, der sich hier zeigt, ist offenbar , der

Grund dafür aber der Widerstand der Rechten gegeneinen Zollabbau und die von dieser Seite gleichfallsvertretenen agrarischen Zollerhöhungswünsche. Der
Reichsernährungsminister ist in einer in Stettin gehal¬tenen Rede zu ganz anderen Schlüssen als der Reichs-
wirtschastsininister gekommen . Während dieser den
Ausgleich der Wirtschafts- und Zahlungsbilanz vor allem
durch Steigerung der Ausfuhr erreichen will, glaubt der
Reichsernährungsminister, daß vor allem stärkere Eigen¬
erzeugung an Nahrungsmitteln die Passivität der
Handelsbilanz vermindern könne , und daß der Abbau
des Zollniveaus bekämpft »verden müsse. Solche Ge¬
gensätze innerhalb der Reichsregierung können naturge¬
inäß die Zollreforrn nicht vorwärts bringen und eben¬
falls »nässen darunter die Handelsvertragsverhandlun¬
gen leiden, die seit langem nicht mehr vom Fleck kom¬
men . Was die beschlossene Zollerhöhung anlängt , sowird befiirchtet , daß der Kartoffelzoll, der sich hauptsäch¬
lich gegen Holland richtet , und am 1 . Dezember in Krafttreten soll, falls der Reichstag zustimmt, zollpolitische
Gegenmaßnahmen Hollands Hervorrufen kann. Der:
Zuckerzoll »vird durch eine Ermäßigung der Zuckersteuerum 50 Prozent von 21 auf 10,50 Ml , die zum Aus¬
gleich beschlossen wurde, wohl wettgemacht werden. Er¬
heblichen Widerstarrd findet die geplante Erhöhung des
Zolles für Schweinefleisch von 21 auf 32 Ml , zumalder Fleischkonsum der deutschen Bevölkerung gegenüberdein anderer Länder immer noch zurücksteht . Während
landwirtschaftliche Organisationen diese Zollerhöhungenfür ungenügend erklärt haben , und solche für »veitereArtikel, darunter auch für Milchprodukte gefordert wer¬den, wird von der anderen Seite darauf hingewiesen,daß nach dem Großhandelsindex die Preise für Agrar -
produkte seit der letzten Zollreform erheblich gestiegen,die für Jndustrieprodukte aber gesunken seien, daß sich
also die sog. „Preisschere" jetzt zugunsten der Landwirt¬
schaft austvirke. Allerdings kommt man bei manchenArtikeln zu einem anderen Bild, wenn »mm die Vor¬
kriegspreise mit den jetzigen Preisen vergleicht .

*
Es sieht nicht so aus , als ob inan auf einem sehr wich¬tigen Gebiet der Rationalisierung, der Gasfernversor¬

gung, die auch für uns in Südtvestdeutschland — es isteine Leitung den Rhein entlang bis nach Karlsruhe vor-
gesehen — von erheblichem Interesse ist. so schnell vor-
»värts kommen wird. Der Ruhrkohlenbergbau und die
großen Städte stehen sich hier weiter als Gegner ge¬genüber. Auf eine Denkschrift der A .G . für Kohle-
Verivertung des Ruhrbergbaus hat die kürzlich stattge¬fundene Tagung der Gas - und Wasserfachniänner ge¬antwortet . Der Ruhrbergbau braucht zur Eisenerzeu¬gung sehr große Mengen Koks, m »»ß dazu Kohle ver-
gasen und will die anfallenden großen Gasmengen , die
zum Teil unwirtschaftlich verlvertet »verden müssen , bes¬ser verwerten als bisher. Auch ein gleichmäßigerer Ab¬
satz der Kohlensorten soll, vor allem durch Vergasungund demgemäß großen Verbrauch von Fettfeinkohle,»vobei ja außer Koks und Gas , Teer, Aminoniak und
Benzol gewonnen »verden , durch die Ferngasversorgunggewährleistet, . dadurch die Schwierigkeiten des Sor¬
tenproblems gelöst und auch eine Preissenkung fürKohle herbeigeführt werden . Natürlich ist die Höhe des
Gaspreises bei der Ferngasversorgung von größter Be¬
deutung , mit anderen Worten die Frage , inwiefern die
Gaskonsumenten an dem Nutzen dieser Rationalierungteilnehmen sollen.

Während die Ruhrkohlenindustrie erklärt, daß auchunter Einrechnung der Kosten für die Leitungen sich das
Ferngas billiger stelle, wird von den Städten behauptet,daß moderne Gasanstalten hier durchaus »vürden kon¬kurrieren können , auch der Ruhrkohlenbergbau »volle ja
solche Gasanstalten erhalten wissen. Eine »veitere Frageist die des künfttgen Einflusses der Gemeinden auf die
Ferngasversorgung und der von ihnen geforderte Schutzgegen ein Monopol der Ruhrzechen . Der Bergbau schlägteine gemeinschaftliche Gesellschaft, also Beteiligung derGemeinden vor. Dennoch hielt die obenerwähnte Ta¬
gung der Gas - und Wasserfachniänner an ihrem Wider -
stand fest, da man überhaupt Eintvendungen gegen eine
Vorherrschaft der Ruhrkohle hat . Namentlich aus Mit -
teldeutschland kommen solche Widerstände, Die dortigenBraunkohlengruben, zu deren Versorgungsgebiet Städtetvie Berlin und Leipzig gehören , planen gleichfalls eine

Gasfernversorgung . Durch Verschwelung der Kohle ingrößerem Maßstab wollen sie Gas gewinnen und denanfallenden Halbkoks mit Hilfe der Kohlenstaubfeuerungfür große Dampfkraftwerke zur Elektrizitätsgewinnu,lgverwenden, außerdem a»»ch Schwer- und Leichtöle ge-
»vinnen . Die Städte treten mehr für eine Gruppengas -
feruversorgung durch größere Gaswerke ein. wie sie ver¬schiedentlich bereits auch in Baden im Gang ist . *

Die Aussenpotttik im Neictistsg
Im Reichstage wurde am gestrigen Donnerstag die großeaußenpolitische Aussprache mit einer Rede des Reichsautzen-

Ministers vr . Streseman « ei,»geleitet. Der Außenminister
sprach in ruhigen und genau abgewogenen Worten und ver-hehlte nicht den Ernst der Lage. Rach ihm gab für die Regie-
rungsparteien der Zentrumsabgeordnete Dr. Kaas eine ge-
meinsame Erklärung ab. welche die Krisis des Locarnogedan-kens feststellt. Dann sprachen der sozialdemokratische Abge -ordnete vr . Breitscheid und der Kommunist Stöcker . HeuteFreitag wird die Aussprache fortgesetzt und voraussichtlich be-endet .

In der heutige» Sitzung , die um 2 Uhr beginnt, sprichtzunächst für die Demokraten Graf Bernstorff. Für die Wirt -
schaftliche Vereinigung ist Prgs . vr Bredt, für die VölkischenGraf Reventloto und für die Kommunisten wahrscheinlich
noch Ruth Fischer als Redner vorgesehen . Die Redner fürdie zweite Garnitur sind noch nicht bekannt. Eine nochma -
kige Rede des Außenministers ist vorläufig nicht in Aussicht
genommen . Mißtrauensanträge sind heute. Freitag , bis zue

'
Mittagsstunde noch nicht eingegangen, so daß auch die Regie-
rungsparteien bis zum jetzigen Zeitpunkt davon abgesehenhaben , eine Billigungsformel vorzuschlagen .

Deutscher Reichstag
Die Tribünen sind überfüllt . In der Diplomatenloge >voh-nen dre Vertreter der- fremde» Mächte den Verhandlungen,bei. Prastder t Lobe eröffnet die Sitzung um 18 Uhr .Auf der Tagesordnung steht
die Entgegennahme der Regierungserklärung über die

außenpolitische Lage
in Verbindung mit den Interpellationen der Regierungspar .te»en, der Sozialdemokraten und Kommunisten über di«Außenpolktrk.

ReichsaukeumiutsterDr. Stresemaun
erhält sofort das Wort und führt u . a . ans :

*
Deutschland und Rußland

Die kommunistische Fraktion des Deutschen Reichstage »glaubt »n »hrer Interpellation , daß die Erörterungen in Genfden Zweck und das Ziel gehabt hätten, Deutschland in dieant,sowietruff»sche Front einzugliedern . In Genf ist übe«dieses Thema vertrauensvoll und. offen gesprochen wordenIch habe schon in der letzten Reichstagsdebatte gesagt , daßsich in unserer bisherigen Außenpolitik nichts ändern werdedre durch die abgeschlossenen Verträge , besonders die Vertragsvon Locarno und Berlin und durch den Eintritt in denVölkerbund gekennzeichnet ist . Ich kann auf Grund der Gen-fer Besprechungen mit aller Bestimmtheit sagen , von keinerSette haben sich Bestrebungen bemerkbar gemacht, uns vondieser Politik abzudrängen . Im Gegenteil haben die Ver-Handlungen dazu beigetragen, daß wir Verständnis und An -etkennung gesunden haben. Ich kann auf das Bestimmtest «erklären , daß mir von einer Koaliti»« gegen Sowjetrnßlandnichts bekannt geworden ist. Ich habe vielmehr die Über-zeugung gewonnen , daß alle in Betracht kommenden Staatenvolle Freiheit erhalten wollen , ihr Verhältnis zu Rußlandselbständig und nach Maßgabe ihrer indvituellen Interessenzu bestimmen . Eine Einmischung in die inneren Angelegen ,heiten des russischen Regimes kann für uns selbstverständlichnicht in Betracht kommen . Ebenso werden wir auch in Zu¬kunft allen Versuchen mit größter Schärfe entgegentretenmüssen, die sich etwa von außen gegen unsere eigene Staats ,form richten . Darum befinden wir uns in Übereinstimmungmit alleii anderen Staaten - daß wir einer weltrevolutionärenPropaganda entschiedenen Wiederstand entgegensetze» werden.DaZ ist die reine tatsächliche Bestimmung des elementaren
Gesetze » der Selbstbestimmung. Das besondere deutsche Jn -tereste geht ausschließlich dahin, an der Beseitigung aller
Spannungen zu arbeiten , die die friedlich« Entwickelung derVerhältnisse in Europa und der Welt gefährden könnten.Deutschlands besondere Lage gegenüber ^ owjetrußlandS istdabei offen von mir zum Ausdruck gebracht worden . Wirhaben ein Interesse daran , i » engen , wirtschaftlichen Wech¬selbeziehungen , wie mit allen Ländern, so auch mit Sowjet¬rußland zu stehen. Unsere Staatsverfassung steht in schärf ,stem Gegensatz zu der Sowjetrußlands . Trotzdem kann dieserGegensatz keinerlei Grund für uns sein, irgendwie an einerIsolierung Sowjetrußlands mitzuwirken.

Zwei Spannungsmomente
hat die letzte Zeit gebracht : Den Mord des ruffischrn Gesand¬ten in Warschau und den Abbruch der diplomatischen Bezie.Hungen zwischen Jugoslawien und Albanien. Wir habeninzwischen mit Befriedigung feststellen können , daß die Regle-rung von Sowjetrußiand nicht die Absich hat. den ersten Fallirgendwie zu verschärfen. In den Besprechungen in Genfwurde eine Einigung dahin erzielt, . wie Jugoslawien und



. aibomni Vorschläge zu machen seien, -um Die normalen Be .
ziehnngen zwischen den ' beiden Boiler » wieder Herstellen zu
kiinnen . Ich bin jederzeit damit einverstanden, daß wir un¬
sere Kräfte zur Entspannung der Lage zwischen anderen
Ländern cinsetzen . Solange wir eine gleichberechtigte ' Macht
in dem europäische» Konzert .sein wollen , können wir uns

seiner solchen Aufgabe nicht entziehen. -
- Der Völkerbund hat in dem Dine der von mir vorgeschla -
genen Entschließung der Reichsregierung zur Durchführung
der Beschlüsse der Wcltwirtlchaftskonferenz entschieden . Die
Entschließung der Reichsregierung ist vom Kabinett einmütig
gebilligt worden. Die zuständigen Körperschaften, -der Reichs ,
»mrtschaftsrat und der handelspolitische Ausschuß des -Reichs¬
tages werden sich in nächster Zeit mit einer Herabsetzung
unseres Zollniveaus zu beschäftige » haben.

Wir wünschen , daß
das Abrüstungsproblem

entsprechend der klaren Forderung des Artikels 8 der Völker ,
bundssatzungen gelöst wird. Zu den Abrüstungsverhandlun »
»en gingen wir nicht als Schuldner, sonder » als Gläubiger
(Sehr richtig rechts und in der Mitte ) . Für den Völkerbund
selbst ist die . Lösung dieser Frage einfach eine Frage seiner
eigenen Geltung , ja eine Frage seiner Existenz. (Erneute
Zustimmung ) .

Die Erklärung der litauischen Regierung zu den
Beschwerden der Memelländer

gab dem Präsidenten des Völkerbundes Veranlassung zu der
Erklärung , daß der Völkerbundsrat nun hoffentlich nicht noch
einmal sich mit der Regelung dieser Frage befassen muß.
Meine Besprechungen mit dem litauischen Ministerpräsidenten
vor zwei Tagen , in Berlin bestärkten mich in der Auffassung,
daß Litauen göwillt ist , gute Beziehungen zu seinen Nach¬
barländern zu unterhalten .

Der Redner bespricht dann das Verhältnis Deutschlands zu
den in der Botschafterkonferenz vertretenen Mächten und

die Hinz«zieh«ng eines Deutschen in der kolonialen
Mandatskomiffion.

Wenn wir auch keine Kolonien besitzen, find wir doch in
hohem Maße an dieser Kommission interessiert . Auch der
Völkerbund glaubt, uns nicht entbehren zu können. An der
Seuchenbekämpfung unter den Eingeborenen hat Deutschland
das Hauptverdienst. Für unsere Wirtschaft ist es ferner von
außerordentlicher Bedeutung , daß uns die koloniale Erfah¬
rung -nicht verloren geht. Wir brauchen sie für unsere Betä¬
tigung in den Rohstoffgebieten. Es ist sicher, daß im Sep .
tember die Hinzuziehung eines deutschen Mitgliedes in die
Mandatskomiffion erfolgt .

Mit Enttäuschung ist es aufgenominen worden, daß
der Wunsch der Freie « Stadt Danzig

in bezug auf die Feststellung des Rechtszustandes auf der
Westernplatte noch nicht -erledig ' worden ist . Die Stadt Dan¬
zig will dem Völkerbundsrat neue Vorschläge unterbreiten ,
die auf eine andere Lösung der Disferenzpunkte mit Polen
zielt . Das war auch der Grund , der Danzig und uns ver»
anlatzt hatte , nicht auf eine sofortige Entscheidung des Völ¬
kerbundsrates zu drängen . -

Die stärkste Enttäuschung hat in Deutschland di« Tatsache
hervorgerufen , daß

die Frage der Truppenreduktion im Rheinland
-bei den diesinaligen Besprechungen in Genf nicht gelüst wor¬
den ist. Es ist eine völlig falsche Annahme , wenn die fran .
zösische Presse meint , daß die Erfüllung dieser deutschen For¬
derung ein Beweis des guten Willens gegenüber Deutsch ,
land sei . Es handelt sich hier nicht um irgend eine Konzes¬
sion, die von unserem Wohlverhalten abhängig wäre , sonderri
die Reduktion der Rheinlandstruppen bildet ei» Teil derjeni¬
gen Zusicherungen, von denen die Unterzeichnung des Lo»
rarnovertrages abhängig war . ( Lebh . Zustimmung rechts .)
Wir haben, aus die Erfüllung der Zusage der Truppenreduk¬
tion einmal einen formellen und zweitens einen weit noch
darüber hinausgehenden politischen Anspruch . Es kann sich
natürlich nicht um eine Verminderung um 4—5000 Mann
handeln . Nach der Zusage müssen die Truppen auf die Tief¬
zahl vermindert werden, die in der Vorkriegszeit von
Deutschland im Rheinland « unterhalten wurde.

Wenn das Mißtrauen in dem Wert zur feierlich gegebenen
Zusage sich ausbreitet und erhärtet wird durch die Nicht ,
erfiillung auf einem Gebiet, so ist die Gefahr vorhanden,
daß die Zuversicht auf anderen Gebieten miterschüttert wird
(Lebh . Beifall ) . Ich begrüße es deshalb, daß der englische
Nnjerstaatssekretär ausdrücklich darauf hingewiesen hat, daß
der englische Außenminister Chambrrlain die Zusage in der¬
selben Weise ausgelegt hat wie wir . Der deutsche Botschaf¬
ter hat in London über diese Erklärung eine Aussprache ge¬
habt , und ihm ist versichert worden, daß nach englischer Auf¬
fassung die Erledigung der Frage der Erfüllung der Lei .
stungen nicht als ein Voraussetzung für die Erfüllung der
Zusage der Truppenreduktion im Rheinland anzusehen ist .
Die Frage ist eine Frage des Bertrauens geworden in die
Ehrlichkeit unserer Vertragsgegner , und es liegt nicht an
Uns , sondern an der unglaublichen Hinauszögerung der Ent¬
scheidung , daß die deutsche Öffentlichkeit die Geduld darüber
verloren hat ( Lebh . Beifall ) . f

Die Zerstörung der deutschen Ostsestungen
kann in keiner Weise mit dieser Frage verquickt werden.
Wenn sich das deutsche Kabinett entschlossen hat , ein oder
zwei Experten zur Besichtigung der Ostbefestigungen einzu.
laden , so ist das lediglich ein Akt des Entgegenkommens, weil
die deutsche Regierung nichts zu verbergen hat und weil die
Ostfestungsfrage uns zu gering erscheint, um ein Streitobjekt
zwischen den Mächten zu werden. Angesichts dieser entge¬
genkommenden Haltung Deutschlands in einer Frage , in der
«s rechtlich nicht gebunden war , ist die deutsche Öffentlichkeit
um so mehr empfindlich berührt worden durch die Art und
Weise , in der

der französische Ministerpräsident Poincare
m seiner kürzlich gehaltenen Rede geglaubt hat, das deutsch-
französische Verhältnis kennzeichnen zu wollen. Ich bin der
Ansicht , daß wir den großen Problemen der Gegenwart nicht
damit näher kommen , wenn wir in den Akten zurückblättern.
Die Aufklärung der Weltöffentlichkeit ist zu weit vorgeschrit¬
ten , als .daß zu befürchten wäre, daß derartige Behauptun¬
gen noch Glauben finden . ( Lebh. Zustimmung . ) Erheblicher
ist dagegen, was Herr Poincare über die Fragen der Gegen¬
wart gesagt hat . In seinen Schlußäußerungen erwähnte
Herr Poincare als Zeichen für die deutsche Geistesverfassung
die Tatsache, daß ein deutsches Kriegsschiff eine Auslands ,
reise angetreten hat , das den Namen „ Elsaß " trage . Das
Linienschiff „Elsaß " wurde schon im Jahre 1903 erbaut und
hat also schon vor 2g Jahren seinen Namen erhalten (Heiter¬
keit ) . Dan stellt Herr Poincare allen Ernstes die Behaup¬
tung auf , ich sei kein aufrichtiger Anhänger der Locarno¬
politik . Warum bezieht sich Herr Poincare nicht auf die
feierliche programatische Erklärung , die Reichskanzler Dr.
Marx nach der Bildung des gegenwärtigen Kabinetts an die¬
ser Stelle abgegeben hat ? Da hat er ausdrücklich betont, daß
die bisherige Außenpolitik fest auf der Grundlage der Lo.
carnovertrage fortgesetz wird. Er hat geschlosst» mit den
Worten : „Unsere Außenpolitik ist gekennzeichnet durch den
Verzicht auf den Gedanken der Revanche.

Unser« Tendenz ist vielmehrdteHerbeisührung der
Gegenseitigen Verständigung.

Wen« er weiter sagt. . Deutschland müsse erst einmal die
Forderungen der Botschafterkonserenz in den einzelnen Fra¬
gest erfüllen und damit einen Beweis ' für seinen güten Wil¬
len liefern , so läßt sich eine solche Äußerung - nur so erklären ,
daß Herr Poincare infolge seiner Arbeitsüberlastung über die
Dinge nicht mehr genügend informiert ist. Am 12. Dezember
v I . ist von den Mächten der Botschafterkonferenz in Genf '
mit Genugtuung festgestellt worden, daß über den größten
Teil der mehr als 100 Fragen eine Verständigung erzielt '
worden sei . Nur über zwei ' Fragen stehe die Verständigung
noch aus . Di« beiden damals noch ausstehenden Fragen wa¬
ren die Frage der Ostfestungen und der preußischen Polizei .
Die Erfüllung der Forderungen in diesen Fragen ist aber
bereits in der Durchführung begriffen . Herr Poincarö hat
keinen Anlaß mehr, die deutsche Vertragstreue in Zweifel
zu ziehen. Er kann seine politischen Absichten jedoch ver¬
wirklichen und der deutschen Öffentlichkeit den Beweis sei,wr
guten Absicht erbringen , wenn er seinen großen persönlichen "
Einfluß dafür einsetzt , uns beispielsweise zunächst in der
Frage der Truppenreduktion Genugtuung zu verschaffen
( Lebh . Beifall ) . Was ist nun das Ziel Poincarös ?

Ruhrpalistk »der Locarno '?
Eins oder das andere , ist möglich , aber nicht eines und das

andere . (Sehr gut . ) Die Geistesverfassung der überwiegen¬
den Mehrheit des deutschen Volkes ist in dem Maße dem
Geiste der Verständigung gefolgt, wie die europäischen Ver¬
hältnisse sich entwickelten . Deutschland hat der Ruhrinvasion -
Widerstand entgegengesetzt . ES hat das Dawes - Abkommen
auf sich genommen. Das deutsche Volk wünschte -den Weg
nach Locarno und Genf . Es begrüßte den Gedanken der
französischen Annäherung . Wer einen Beweis- dafür wünscht ,
rufe sich die Huldigungen ins Gedächtnis, dje Herriot in
Frankfurt a . M . zuteil wurden . Das deutsche Volk ist bereit,
die Hand zu erfassen, aber nicht die Hand des Siegers . (Sehr
wahr ! bei der Mehrheit . ) Immer spricht man uns von der
französische » Sicherheit. Es gibt aber keinen verantwor¬
tungsvollen Menschen in Deutschland, der so verbrecherisch
wäre , Deutschland in einen Krieg gegen irgndwelche Macht
im Osten oder Westen zu hetzen . Wir wollen . aber endlich ,
acht Jahre nach dem Kriege, die Wiederherstellung der deut¬
sche » Sonvpränität . Wir wollen ein friedliches, aber freies
Volk fein (Beifall ). Gebe man auch dem deutschen Rheinland
den Frieden , auf den es einen berechtigten Anspruch hat ! Un¬
ser Volk ist schwer enttäuscht, weil wir in bezug auf die Ge -
samtlösung stehen geblieben » ja zurnckgcworfen sind .

Unsere Stellungnahme liegt klar zutage ; aber an Frank¬
reich hahen wir die Frage zu richten :

Wohin geht Dein Weg *
Frankreich ? Soll der Geist der Kriegspsychose ewig dauern
oder wählt Ihr die Devise „Für Frieden und Freiheit " ?
Nicht nur wir, sondern alle Völker , die den - Frieden wollen ,
warten auf Antwort . ( Siürinischer Beifall . ) .

Reichskanzler I)r. Marx reicht dem Redner glückwünschend
die Hand.

Die Erklärung ver Regieruugsparteieu
Abg . Dr. Kaas (Ztr . ) gibtnamens der Regierungsparteien

eine gemeinsame Erklärung ab, in der es heißt : Das Deutsche
Reich hat durch Taten bewiesen, wie ernst es ihm mit einer
ausgleichrnden Zusammenarbeit der Rationen ist. Wir bil¬
ligen das Bestreben der Reichsregierung , unser Verhältnis zu
Rußland frei und unabhängig zu gestalten. Mit Nachdruck
weisen wir den Gedanken der Einordnung Deutschlands in
eine aggressive Front gegei , Rußland zurück , ( Lebh . Zust. )
Das schließt selbstverständlich das Recht Deutschlands nicht
aus , gegebenenfalls gewissen Betätigungsförmen der sowi-
jetiftischen Politik außerhalb der Landesgrenzen mit Nach¬
druck entgegenzutreten . Mit Recht zieht die Weltöffentlichkeit
in der Zusammenarbeit Deutschlands mit den anderen Mäch¬
ten im albanisch-jugoslawischen Konflikt einen Beweis für die
gleichberechtigte Großmachtstellung Deutschlands. Umso un¬
verständlicher ist es, daß man uns immer noch die für jede «
Staat selbstverständliche Souveränität vorenthält . Kein Volk
kann es ertragen , daß fein Gebiet von einer fremden Macht
besetzt bleibt, nachdem die Voraussetzungen hierfür längst
anderen Verhältnissen Platz gemacht haben. (Sehr richtig . )
Nach der Annahme des Dawesgutachtens , angesichts seiner
reibungslosen Durchführung , nach dem Abschluß der Löcarno-
verträge uud dem Eintritt Deutschlands in den Völkerbund
hätte die letzte Stunde fremder Besatzung auf deutschem Bo¬
den schon längst schlagen müssen . (Erneute Zustimmung .)
Nicht einmal die Verminderung der Besatzungstruppen ist
durchgeführt worden, auf die Deutschland einen unbestreit¬
baren Anspruch hat . Mit stärkster Enttäuschung entnahmen
wir aus der Rede des Reichsaußenministers , daß es nicht ge¬
lungen ist, die Fragen in den Genfer Besprechungen zum Ab¬
schluß zu bringen . Wir erwarten bestimmt, daß es der deut¬
schen Außenpolitik gelingen wird , die Einlösung dieses längst
fälligen Versprechens endlich zu erreichen und zwar ohne
oeutfchr Konzessionen. (Lebh . Zust. bei der Mehrheit .)

Die Erklärung spricht ferner die Erwartung aus , daß die
in Aussicht genommene Lösung der Frage der Ostsestungen
einer endgültigen Bereinigung dieses Streitpunktes dienen

-wird und daß die Botschafterkonferenz aufgehoben wird . Mit
' Befriedigung nimmt die Erklärung das entschiedene Eintreten
der deutschen Delegation für die Memeldeutschen zur Kennt¬
nis , ebenso die Schritte , um den Eintritt Deutschlands in . die
Mandatskommission zu sichern . Ferner wird die Hoffnung
ausgesprochen, daß auf der Septemberratstagung die Danziger
Forderungen erfüllt werde» .

Der Redner gibt weiter der Enttäuschung über das Schwin¬
den des Werkes von Locarno Ausdruck , das durch die Ausfüh¬
rungen Poinrarös verstärkt worden sei und fährt fort : Wenn
der Geist dieser Rede zum beherrschenden Agens der fran¬
zösischen Politik werden sollte , dann würde allerdings , die
Hoffnung auf eine vertrauensvolle Zusammenarbeit der bei¬
den Nächbarmächte und . eine dauernde Befriedung Europas
aufgegeben werden muffen. Dann würde das Werk von Lo¬
carno zusammenbrechen, aber nicht durch deutsche Schuld.
( Lebh . Zust. bei der Mehrh .)

Abg . Dr. Brritscheid (Soz . ) spricht seine Verwunderung über
die Zustimmung der Deutschnationalen zur Erklärung der
Regierungsparteien aus . Wir wollen freundschaftliche und
gute Beziehungen zu Rußland . Wir lehnen es aber ab, mit
Moskau durch dick und dünn zu gehen . Wir halten das Vor¬
gehen der englischen Regierung gegen die Arcos in London
für töricht und verfehlt , andererseits hat die russische Regie-
rung durch ihre jüngsten Maffenhinrichtungen sich sehr viele
Sympathien verscherzt . Als einzigen Erfolg haben wir in
Genf die Beteiligung an der Mandatskommission erzielt . Wir
lehnen es aber ganz entschieden ab, Deutschland in die inter¬
nationale Kolonialpolitik einzubeziehen, die gerade jetzt , wo
die Völker der Kolonien erwachen, große Gefahren in sich birgt .
Wenn die deutschnationale Presse über die Erfolglosigkeit
von Genf jammert , so muh einmal gesagt werden, daß wir
nicht von jeder Genfer Konferenz ein Weihnachtsgeschenk mit
nach Hause bringen können. Auch wir Sozialdemokraten
halten den Anspruch auf die vvllftändigeRäumung des Rhein¬
landes für ein Recht Deutschlands , daS mit der Frage der
Ostfestungen nichts zu tun hat . Die Rede Poincarös uiüer -
schied sich immerhin vorteilhaft von seine« « «torischen Le,-

*

ke,t haben, zu vergessen . - D,ese Fähigkeit- hat Poincarö nicht
. (au . bejj Deutschnationaleu ) find als Regierungspartei

voll verantwortlich für die Außenpolitik. Warum zerreißen
Sie denn den Versailler Vertrag nicht ? Weil Sie dazu nicht
stark genug . sind! - Weil Sie über die Locarnopolitik draußenanders redej, als hier im Reichstage. Die Außenpolitik Dr.
Stresemanni verfolgt sicher andere Ziele als die Sozial -
demakrotie; aber wir unterstützen ihn. weil wir von ihr einen
mogllMt langen Waffenstillstand erwarten . - (Beifall bei den
Soz . ) - „ i - . . . . . .

Abg- Stöcker , (Komm.) : Die Deutschnationalen haben sich
um eine eigene Stellungnahme einfach herumgedrückt. - Ruß¬land hat fich durch alle englischen Provokationen vorbildlich
nicht von seiner Friedenspolitik abbringen lassen. Der Red¬
ner begründet ferner den kommunistischen Antrag , nicht in
die Mandatskommilsfion einzutreten .

Die Fortsetzung der außenpolitischen Debatte wird um
18 *A Uhr auf Freitag 14 Uhr vertagt .

Der Arbeitsplan des Reichstags
Der Ältestenrat des ^Reichstags beschloß, den Samstag

fitzungsfrei zu lassen . Am Montag und Dienstag sollen
beraten werden : Das Kriegsgerätegeseh, der deutsch-ita .
lienische Handelsvertrag , die Verlängerung des Mieterschutz¬
gesetzes und die Anträge zur Beamtenbesoldung, über die
Behandlung der sonstigen Vorlagen wird erst später entschie¬
den werden.

Fr«r»zöstsche und englische Pressestimmen
zur Stresemanurede

WTB . Paris ». 24. Juni (Tel .) Die Rede des Reichsaußen.
Ministers Dr. Stresemänn hat . in Frankreich einen tiefen
Eindruck hervorgerufen . Selbst der „ Gaulois " muß zugeben,
daß Poincar « . schlecht beraten wür, als er in Lunevillö sprach .
Erst die Antwort Stresemanns werde ein neues Kapitel in
der Polemik zwischen den Regierungen eröffnen . Die Antwort
Stresemanns bemühe fich, die Meinungsverschiedenheiten
innerhalb des französischen Kabinetts auszubeuten . — Der
„ Figaro " schreibt : Für Europa ist die Rede ein lehrreiches
Dokument . ES . -er
dem schütze des Geistes von Locarno feine Macht zu stärker »
— „ Ere Nouvelle" schreibt : Die gestrige Rede ist die Rede
eines guten Deutschen» der gut europäisch sprechen will. Der
Leiter in der Wilhelmstvaße hat im Namen der Berliner
Regierung feierlichst den Verzicht auf den Revanchegedanken
bestätigt. Wenn das so viel kritisierte Locarno nur eine derq
artige Erklärung zur Wirkung gehabt haben würde , so hätte
es Frankreich bereits einen großen Dienst geleistet. — Die
„Volonte " erklärt : Dr Stresemänn hat gestern im Reichstag
die beste Rede seiner ganzen politischen Laufbahn gehalten.
Unbestreitbar ist die Stellung Stresemanns die stärkere ^
den er ist gegen Pöincarö vörgegangen, ohne daß man ihnß
ein ungeschicktes oder verletzendes Wort zum Vorwurf machen
könnte.

WTB . London» 24, Juni (Tel . ) Einige Blätter bringen,
mehr oder weniger ausführliche Auszüge aus der gestrigen
Stresemannrede . — Der Berliner Korrespondent der „Ti .
mes " , der einen besonders ausführlichen Bericht gesandt hat,
schreibt , es habe selten eine Debatte über auswärtige An¬
gelegenheiten ein solches Bild der Einhelligkeit gegeben, zu¬
nächst einer Art resignierter Einhelligkeit, dann allgemeine»
Zustimmung , als der Außenminister zu einer nahezu leiden¬
schaftlichen Erwiderung auf Poincarcs Rede überging .

Die Vesolvungskrsge im Ausschuss
VDA - Berlin » 24: Juni (Tel . ) . In der heutigen Sitzung

des Haüshaltsausschuffrs des Reichstages berichtete Reichs¬
finanzminister Dr. Köhler üher die Besprechung» die er mit
den Landesfinanzministcrn in der Frage der Besoldungser -
Höhung , für die Beamten gehabt hat . Als Ergebnis dieser
Besprechung konnte er die einmütige Entschließung der Län-
derfiuanzmimster Mitteilen :

1 . Die Finanzminister der Länder erkennen die Notwendig¬
keit der Erhöhung der Beamtenbezüge an und halten es für
unabweisbar , sich im - wesentlichen dem Vorgehen des Reiches
anzufchliehen .

2 . Die Finanzminister der Länder halten in Übereinstim¬
mung mit dem Reichsminister der Finanzen eine Erhöhung
der Beamtenbezüge vor dem T. Oktober nicht tragbar .

3. Selbst wenn die Erhöhung der Beamtenbezüge erst zum
1 . Oktober erfolgt, sehen sich die Länder außer Stande » die

-für die Erhöhung erforderlichen Mittel aus den ihnen zur
Verfügung stehenden Einnahmen zu decken . Sie erheben da¬
her die Forderung , daß das Reich den Ländern die nötigen
Einnahmen zur Deckung der Besoldungserhöhung zur Ver¬
fügung stellt. — j

Der Minister wiederholte unter Bezugnahme auf diese
Stellungnahme der Länder seine Mahnung an den Ausschuß»
von jeder Abschlagszahlung vor dem 1 . Oktober Abstand zu
nehmen . Die Wirkung solcher Vorauszahlungen würde nur
die sein, daß die Beamten bei der Gesamtregelung weniger
bekommen ; denn das Reich verfüge nur über die Mittel , die
die vorgesehene. Regelung ab 1 . Oktober ermöglichen .

Eine Btamtcnknndgebnng in Berlin
Am Donnerstag abend fand , in Lustgarten zu Berlin eine

Kundgebung statt , an der etwa 50 000 Mitglieder des Deut¬
schen Bcamtenbnndrs teilnahme» , um gegen die Verschlep .
pung der „ Besoldungserhöhung" zu protestieren . Nach den
Reden wurde eine Entschließung angenommen , in der u . a.
gefordert wird, daß die Besoldungserhöhung wenigstens für
die Beamten in den unteren Gruppen sofort erfolgt . Die
Versammlung , die einen ruhigen Verlauf nahm , wurde viel¬
fach durch Kommunisten gestört.

Zu der Kundgebung erließ auch der Reichsverband der
höheren Beamten eine Erklärung , in der er darauf hinweist»
daß die unhaltbar gewordene wirtschaftliche Lage der Beam-

-ten eine weitere Hinausschiebung der Besoldungsreform nicht
zulaffe. Die höheren Beamten seien der Ansicht , daß ftch
parlamentarisch ein Weg finden laffen müsse , um die Be¬
soldungsreform , die seit mehr als 2 'A Jahren besprochen
werde, umgehend durchzuführen. Jede Zwischenlösung müßte
die höhere Beamtenschaft ablehnen.

*

Der Entwurf eines allgemeine» Reichsbeamtengesetzes ist,
wie der „Sozialdem . Pressedienst" erfährt , jetzt ferriWestellt.
Die Verhandlungen über diese» Entwurf mit den Lpitzen-
organifationen sollen nach de » Sommerferien erfolgen . Das
neue Gesetz soll an Stelle des alten Reichsbeamtengesetzes
vom Jahre 1873 treten . Die dem Reichstag vorliegende
neue Dienststrafordnung und das noch im Reichsrat zur Ver¬
handlung stehende Gesetz über Benmtenvertretungcn sollen
später mit dem Reichsbeamtengesetz zu einem einheitlichen
Gesetzeswerk verbunden werden.

• II



politische Neuigkeiten
Ter Auswärtige AvSschutz des Reichstagestrat am heutigen Freitag voRttittag zur Beratung des Kriegs -

. gerategefetzes und des - deutsch -italienischen Schiedstzerichtsver-trages zusammen. Beide Entwürfe sollten am - Montag be»

. . reits in zweiter .Lesung auf die Tagesordnung der Plenar¬sitzung gesetzt werden. Das Auswärtige Amt war — wie ausBerlin gedrahtet wird — durch Staatssekretär von Schubertvertreten . Er führte aus , datz der Gesetzentwurf über das, Kriegsgerät «ad) jahrelangen Verhandlungen mit der Milt -
tärkontrollkommiffion zustandegekommen sei . Auch die Bot¬schafterkonferenz habe ihm unter dem Vorbehalt zugestimmt,datz an seinem Wortlaut keine Änderung vorgenammen werde.—-- Nach eingehender Aussprache wurde das Gesetz gegen dieStimmen der Kommunisten gutgeheihen.

Einigung in der Aufwertungsfrage
Die Regierungsparteien haben sich mit der Reichsregierungin der Frage der Aüfwertungsnovelle am Donnerstag geei¬nigt . Es werden folgende Änderungen der bisherigen Auf¬wertungsgesetzgebung yorgeschlagen:
1. Im Hypothekenanfwertungsrccht wird eine Wiederein¬

setzung gegen die Versäumung der Anmeldefrist des Para¬graphen 16 lzurückgezahlteHypotheken ) gewährt werden, wennder Gläubiger nachweist , datz er ohne Verschulden die Fristversäumt hat und die nachträgliche Anmeldung bis zum1 . Oktober dieses Jahres bewirkt .Die im Jahre 1921 begründeten Restkaufpreise, die zur Zeitnur bis zu 100 Prozent des Goldmarkwertes des vereinbar¬ten Preises aufgewertet werden, sollen nach der persönlichen .Seite hin auf einen bei der Aufwertungsstelle bis zum 1 . Ok¬tober zu stellenden Antrag individuell höher auswertbar wer-' den, und zwar a) die in den ersten dreiviertel fahren ver¬einbarten Preise bis zu 400 Prozent , d) die im letzten Vier¬teljahr 1921 vereinbarten Preise bis zu 600 Prozent desGvldmarkwertes .
Die Verzinsung der persönlichenForderungen bei gelöschtenHypotheken soll einheitlich am 1 . April 1926 beginnen (zurZeit am Vierteljahrsersten nach Wiedereintragung ) .2. Ohne Abänderung des betr . Gesetzes sollen im Verwal¬tungswege folgende Erleichterungen gewährt werden : 1 . dieBedürftigkeitsgrenze bei der Borzugsrente wird von 800 auf1000 Mark erhöht ; 2. Fristversäumnisse sollen , falls sie nichtauf Verschulden beruhen , den Altbefitzanspruch nicht aus -schlietzen, wenn die Anmeldung nachträglich bis zum 1 . Ok-- - tober dieses Jahres erfolgt.

Zu weiteren Änderungen des Aufwerttrngsgesetzes glaub -••• len sich die Regierungsparteien nicht entschlietzen zu können,^ insbesondere nicht zur Zurückverlegung des Stichtages vom. 16 . Juni 1922, der also anfrechterhalten bleibt .
" ■ *

- Von der sozialdemokratischen Reichstagsfraktion ist ein An¬trag eingebracht worden, für den Beginn der Verzinsung deraufgewertcten Sparguthaben , wie es ähnlich bei der Aufwer¬tung von Hypotheken geschehen soll , einen einheitlichen Zeit¬punkt festzusctzen und zwar den 1. Januar 1926 . Der Zins -soll dem Satz entsprechen, der bei den einzelnen Spar¬en für Neueinlagen gilt . Für die Verzinsung der auf -- gewerteten Hypotheken sieht bekanntlich der dem Reichstagvorliegende kleine Aufwertungsgesetzentwurf einen einheit¬lichen Zeitpunkt vor, den die Regierung auf den 1. Juli 1926< festsetzen wollte , der aber von der Mehrheit des RechtsouS-
fchuffes in erster Lesung auf den 1. Jannar 1926 festgesetztworden ist.

Im Rechtsausschuh des Reichstags wurde angekündigt , datzentsprechend den Vereinbarungen des Reichsjustizministersmit den Ländern eventuell einzelne Länder die Sparguthabenüber den Mindestsatz von 12)4 Prozent hinaus werden auf - ■
werten können . So wird Preußen , wie ein Vertreter despreußischen Ministeriums des Innern erklärte ^ aller Wahr¬scheinlichkeit nach in der Lage sein, eine Aufwertung in Höhevon 15 Prozent durchführen zu können.

Keine Verlängerung des Sprrrgesrtzes . Die Reichsregie¬rung hat . beschlossen, das Sperrgesetz nicht zu verlängern .Sie ist , wie die „Tgl . Rdsch.
" meldet , zu diesem Beschlutz ge¬kommen , nachdem sämtliche ehemaligen Fürstenhäuser durchihre '

Bevollmächtigen haben erklären lassen, datz sie bis zum1 . Dezember laufende Prozeffr nicht aufnehmen und neue
Prozesse nicht anhängig machen werden. Man nimmt an ,datz bis zu diesem Termin die noch ausstehenden Streitigkeiten
zwischen Ländern und Fürstenhäusern — es handelt sich umdie Länder Thüringen und Württemberg — auf dem Wegedes Vergleiches ausgetragen sein werden. Die Regierungs¬parteien werden sich mit dieser Regelung einverstanden er¬klären.

Knappe Mehrheit der französischenRegierung . In der fran¬
zösischen Kammer wurde am Donnerstag über einen Antragabgestimmt, der Regierung nicht die Genehmigung zur Ver¬
haftung der kommunistischen Abgeordneten Cachin zu erteilen ,
falls dieser bis zum 10. Juli seine sechsmonatige Gefängnis¬strafe nicht antritt . Vor der Abstimmung erklärte Cachin
selbst , er werde die Strafe antreten . Er gehe erhobenen; Häutzles ins Gefängnis . Der radikale Abgeordnete Hulin er¬klärte , die radikale "

Fraktion werde einstimmig gegen die For¬derung der Regierung stimmen. Der Antrag wurde mit 242
gegen 239 Stimmen bei 480 Abstimmenden abgelehnt . Rund
100 Abgeordnete enthielten sich der Stimme .

Hrnrze « scvricDLen
‘ - Reichsbankpräsident Dr. Schacht wird heute die Reise nachAmerika antreten . um dort an der Zusammenkunft der Zen-■tralnotenbankpräsidenten teilzunehmen .' Die Krisenfürforgr . Der Reichsrat hat die vom Reichs¬

arbeitsminister beantragte Verlängerung der Krisenfürsorge ,die ain 30. Juni d. I . abläuft , um ein Vierteljahr beschlossen .
Keine Erhöhung der, Reichsbahntarife . Eine von der

„Deutschen Zeitung " verbreitete Nachricht über Erhöhung der
Reichsbahntarife ist, wie von zuständiger Seite mitgeteiltwird, vollständig aus der Luft gegriffen.

Ein dentschnationaler Wirtschaftsminister in Sachsen. Die
deutschnationale Fraktion des sächsischen Landtages hat mitknapper Mehrheit beschlössen, das Angebot des Ministerpräsi¬denten Heldt zur Besetzung des Wirtschaftsministeriums an¬zunehmen . Die Fraktion schlägt Dr. Krug von Ridda, ehe¬maligen Kreishauptmann der Kreishauptmannschaft Dresdenvör .

Die Ergebniffe der Wrltwirtschaftskonferrnz . Der Schlutz-bericht der Weltwirtschaftskonferenz ist dem Reichswirtschafts¬minister und dem Rcichsminister des Auswärtigen demReichstag vorgelegt worden. Er fatzt in deutscher, französi¬scher und englischer Sprache die verschiedenen Resolutionender Unterkommissionen der Konferenz und die allgemeinenEntschließungen sowie die Schlutzänsprache des PräsidentenDheunis zusammen.
Die Mandatskommission des Völkerbundes befaßte sich amFreitag mit der Prüfung des Berichts der australischen Re¬

gierung über die Verwaltung von Neuguinea .
Das Komitee zur Bekämpfung der Falschmünzerei ist amDonnerstag in Genf zusammengetreten .

Badlsciier Teil
Diebabifcbc ‘Rcökrunö tRcid)0ftan3lcr

Aus Berlin wird gemeldete Reichskanzler Dr. Marz gab
Donnerstag mittag ein Frühstück zu Ehren der badischen Re¬
gierung , deren Mitglieder üliter Führung des Staatspräsi¬denten Trunk zu der Besprechung der Finanzminister nachBerlin gekommen waren . Die Anwesenheit der badischenMinister wird zu weiteren Aussprachen mit dem Reichstabi-nett Anlah geben . Abends fand ein Gffrn in der badischen
Gesandtschaft statt.

Vadiscker Landtag
Ter Nachtragsetat zum Staatsvoranschlag

Wie schon milgeteilt, ist dem Badischen Landtag der Nach¬trag zum Staatsvoranschlag für die Rechnungsjahre 1926 und1927 zugegangcn. Er enthält mehrere Anforderungen , dievom Landtag bereits im voraus genehmigt worden sind . In¬folge des R ückganges der Erwerbslosenziffer brauchten vonden unterm 4. Febr . d. I . bewilligten 2 Millionen für dieunterstützende Erwerbslosenfürsorgr nur noch 1,6 Millionenin den Voranschlag eingestellt werden. Auf den Etat gebrachtist ferner die einmalige Weihnachtsbeihilfe für die Erwerbs¬losen im Gesamtbeträge von 700 000 Ml . Eine bereits be¬willigte Position 'betrifft die Summe von 7750 Ml für dasWeinbauinstitut Freiburg . Die Errichtung einer Reben -Ver-
edelungsanstalt verursacht nämlich über den Voranschlag vonjährlich 30 000 Ml hinaus einen Mehraufwand von 15 500ML . — Zur Linderung der im Sommer 1926 entstandenenUnwetterschäden hatte das Reich den Betrag von 100 000 Mlzur Verfügung gestellt unter der Bedingung , datz Land undGemeinden je die gleichen Mittel zu demselben Zweck auf¬bringen . Der Landesanteil von 100 000 Ml ist vom Land¬tag am 16. Dez. bewilligt worden und erscheint jetzt im Nach¬trag .

Der Staatszuschutz an die Kreisvrrbände ist mit 500 000D>kjährlich eingestellt. — Der FÄrsorgraufwand des Landes
machte eine Nachforderung von 310000 Mt notwendig . —
Infolge Landtagsbeschlusses erhöhen sich die Zuwendungen andie badischen Rennverrine aus dem Anteil Badens an demAufkommen an Totalisatorsteuer um 57 000 Ml .

Badens Anteil am Ertrag der Reichssteuern
Die tatsächlichsten Überweisungen aus der Einkommen - und

Körperschaftssteuer, sowie aus der Umsatzsteuer habe» im
Rechnungsjahr 1926 die im Hauptvoranschlag eingestelltenBeträge erheblich überschritten : auch das Jahr 1927 bringt(zum Teil infolge der Übergangsregelnng des Finanzaus¬gleichs ) wesentliche Mehreinnahmen . Diese betragen für 19268 978 000 Ml , für 1927 nach der Schätzung des Reiches14 829 000 Ml , zusammen somit 23 807 000 Ml oder im
Jahresdurchschnitt 11 903 500 Ml . Die Gemeinden und Kreisehaben von den Mehrüberweisungen erhalten : 1926 : 5 071 000Mt ; sie werden für 1927 noch erhalten 7 414 500 Ml .Aus der Kraftfahrzeugstcuer kann für beide Jahre miteiner Überweisung von 8 17 .3 000 Ml , pro Jahr also durch¬schnittlich mit einer Einnahme von 4 086 500 Ml gerechnetwerden» d . i . gegenüber dem Voranschlagssatz ein Mehr von561 500 Ml . — Die Überweisung aus der Reunwettsteuerbringt eine Mindereinnahme von 200000 Ml jährlich. — DerBiersteueranteil Badens erfährt eine Erhöhung , die für 1926auf 384 000 Ml und für 1927 auf 3 Millionen Ml geschätztwird.

Das Auskommen an badischen Steuer »
Nach den allerdings nur vorläufigen ! Feststellungen derFinanzämter werden sich für 1926! und 1927 die Steuerwerteund der Gewerbeertrag auf Grund des Gesetzes vom 7. Julid. I . gegenüber der bisherigen Schätzung in der Weise än¬dern, datz als jährliche Steuersollbeträge zu erwarten sind:Vom Grundvermögen 25 Millionen Ml , vom Betriebsvermö¬gen 31 Millionen Ml , vom Gewerbeertrag 9,6 Millionen Ml ,zusammen 37,7 Millionen Ml . Der Reinertrag ist mit 33,7Millionen Ml veranschlagt, gegen 30 Millionen Ml imHauptvoranschlag, so datz sich also eine Mehreinnahme von3,7 Millionen Ml ergibt, die in den Nachtrag ausgenommenist. —
Was die außerordentliche Steuer von den bebauten Grund¬stücken (Gebäudesonderstcuer) anlangt , so ermäßigt sich derSteuerertrag für 1926 von 22 274 300 Ml auf 18 093 800 Mlund zwar infolge der in dem Gesetz vom 1 . Juli v. I . vorge¬sehenen Befreiungen usw . und infolge der Berichtigung derSteuerwerke . Für 1927 sind zu erwarten 19 Millionen Ml .Die beabsichtigte Steuererhöhung für die Gebäude um 2 tfyifmonatlich ab 1 . Mai ergibt für das Land für 1927 einenMehrbetrag von 1510 200 Ml . —
Der Anteil der Wohnungssürsorge beträgt nach dem Rech¬nungsergebnis für 1926 statt 11 415 400 Mt nur 9129 400Ml ;für 1927 sind zu erwarten 9 875 600 Mt . Der Mehrertragder Steuer für 1927 mit 1 510 200 Ml ist bekanntlich in vollerHöhe für den Wohnungsbau zu verwende» . Zusammen stelltsich der Anteil der Wohnungsfürsorge für 1926 und 1927 aufje 10 257 600 Ml , danach ergibt sich eine Minderüberwei¬sung gegenüber dem Voranschlagssatz von jährl . 1 157 800 Mt .

Unsere Landstraßen
Wie aus der Denkschrift über die Entwicklung des badischenStratzenbauprogramms bereits mitgeteilt , sollen die Arbeitenzur Instandsetzung der Landstratzen mit Rücksicht auf dierasche Entwicklung des Kraftwagenverkehrs schneller vollzogenwerden, als dies nach der ersten Denkschrift über den Zu¬stand der Landstratzen vorgesehen ist. Im außerordentlichenEtat des Nachtrags zum Staatsvoranschlag finden wir des¬halb eine II . Teilforderung von 2 Millionen . Da die aufdem außerordentlichen Jnstandsetzungsprogramm beruhendenBeiträge der Gemeinden zum Zwecke der Zahlungserleich¬terung vom 1 . April d. I . ab, leweils auf 20 Jahresratenverteilt , erhoben werden sollen, ist für 1927 nur ein Zwanzig¬stel dieser Beiträge in Rechnung gestellt , also die Summe von1837 000 Ml . Berücksichtigt man noch, datz das Reich ausMitteln der produktivenErwerbslosenfürsorge nur noch Zins¬verbilligung zu den aus Anlehensmitteln auszuführendenzusätzlichen Stratzenbauten gewährt, wofür in Einnahmen250 CHX) Ml eingestellt sind, so ergibt sich gegenüber demHauptvoranschlag (3,6 Mill.l eine Mindereinnabme von jähr¬lich 1513 000 Ml .

- Die Arbeitsgerichte
Mit dem 1 . Juli d. I . gehen die Geschäfte der bisherigenGewerbe- und , Kaufmannsgerichte rinschlietzlich der arbeits ,gerichtlichen Kammern, der Schlichtungsausschüsse , sowie diedis jetzt von den Gemeinde- und ordentlichen Gerichten erle¬digten Arbeitsstreitigkeilen auf die Arbeitsgerichte über . Essollen in Baden 25 Arbeitsgerichte, sowie 6 Landesarbeits .gerichte (bei den Landgerichten Mosbach , Mannheim , Karls ,ruhe , Offeirburg, Freiburg und Konstanz) errichtet werden .An Vorsitzenden der Arbeitsgerichte find erforderlich für dasArbeitsgericht Mannheim zwei hauptamtliche und ein neben¬amtlicher, für das Arbeitsgericht Karlsruhe ein hauptamt¬licher u»d ein nebenamtlicher und für die übrigen Ar¬beitsgerichte je. ein nebenamtlicher, zus . also 3 Hauptamt! , und25 nebenamtl . Vorsitzende . Die hauptamtl . Vorsitzendenwerden

de rBede.utuug - r.es - Dienstes entsprechend als '
Arbeitsgericht»,drrektoren mich Gruppe 12 im Nachtrag ängefördert . Dwstellen der . nebenamtlichen Vorsitzenden sollen von Amt«««.richtsräten im Nebenamt versehen werden. - -

^ Bei den Amtsgerichten . Heidelberg/ Mannheim . Bruchsal,Karlsruhe , Pforzheim . Rastatt . . Baden, Offenburg , Lahr .Freiburg , Lörrach, Waldshut und Konstanz ist der Geschäfts,stand so hoch, daß . schon seit längerer Zeit Hilfsrichter zuge-imcs «" werden mutzten. Die weitere Zunahme der . . Ge-schofle infolge der Übernahme der ArbeitsaeriiÄe macht dieErrichtung je einer weiteren Richterstelle be, . diesen Gerichtenunvermeidlich. Es werden daher , sechs Nichterstelleu der Be.foldungsgruppe 11 und sieben Richterstelle, , nach Gruppe 10
. angefordert . Für neu zu schaffende Richterabteilungen findnoch 16 Beamte des gehobenen und des einfachen mittlerenDienstes vorgesehen . ^

Ausschuß für Rechtspflege und VerwaltungVon sozialdemokratischer Seite lag ein Antrag vor, die Ne-giernng zu ersuchen , raschestens eine Änderung des Gesetzesbetreffend die Zusammenlegung van Grundstücken vorzulegenin der Richtung, daß die Zusammenlegung auch auf Antragder Gemeinden erfolgen mutz . Vom Berichterstatter, Abg .Dr. Waldeck (D . Vp . ) , wurde auf die da und dort unüberwind¬lichen Schwierigkeiten hingewiesen, die sich der Umlegung vonBauplätzen und damit oft der baulichen Entwicklung derStädte entgegenftellen, indem die Grundstückseigentümer ihreprivaten Interessen nicht dem öffentlichen Bedürfnis unter¬ordnen wollen. Das Innenministerium , das gleichfalls eineÄnderung für erforderlich hält , stellte einen entsprechendenGesetzentwurf in Aussicht . Nach kurzer Aussprache erklärtensich die Antragsteller mit der Bertagung einverstanden, bisdie von der Regierung geplanten Schritte bekannt sind .Nächste Sitzung des Ausschusses am 4. Juli : Beratung !desPolizeibeamtengesetzrs . Der Ausschuß wird • sich außerdemauch mit der Frage der Feier des Berfaffüngstages befassen.
Vorlänkge Ergebnisse der Mobmmgs-

züblung 1927 in Kaden
P . A. Am 16. Mai 1927 wurde gemäß ReichSgesetz in 468Gemeinden mit 1706 174 Einwohnern, und zwar in den Ge¬meinden mit 2000 und mehr Einwohnern und in 268 kleine-ren Gemeinden, in denen besondere Verhältnisse, wie starkeBevölkerungszunabme , günstige Arbeitsgelegenheit, empfind-liche Wohniingsnot Vorlagen , eine Wohnungszählung vorg« .nommen . Die Zählung erstreckte sich also auf etwa ein Drit -tel aller Gemeinden und auf nahezu drei Viertel der Be¬völkerung des Landes.

Die Zählung wurde, soweit bekannt , ohne besondereSchwierigkeiten durchgeführt, wenn auch in einzelnen Fällendie Durchführung durch Unstimmigkeiten zwischen den Haus -eigentümern und Mietern erschwert wurde .Nach dem vorläufigen Ergebnis sind in den Zählgemeindeninsgesamt 412 413 Haushaltungen , sowie 408 537 bewohnteund 2197 leerstehende Wohnungen vorhanden. Die Zahl dermit anderen Hanshaltunge » oder Familien znsammenwoh.nenden zweiten und weiteren Haushaltungen beläuft sich aus14168 ; auf 1000 Einwohner kommen also 8,3 Haushaltungenohne eine eigene Wohnung. Außer diesen zweiten und wei¬teren Haushaltungen sind 9412 Familien ohne eigenen Haus -halt feftgeftellt worden, die mit anderen Familien zusammeneinen Haushalt bilde » und eine Wohnung teilen. Hiernachsind in den gezählten Gemeinden 23 580 Familien , die keineeigene Wohnung haben, d . s. auf 1000 Einwohner 13,8 Fa -mitten . Der tatsächliche Wohnungsbedarf wird allerdings er-heblich hinter dieser letztgenannten Ziffer zurückbleibe,, ; einer -seits wird eine große Zahl der . Familien ohne eigenen Haus »halt auf eine eigene Wohnung keinen Wert legen und des¬halb als ernsthafte Wohnungsuchende nicht in Betracht kqm-men ; andererseits verlangen auch zahlreiche berufstätige le¬dige Personeil eine eigene Wohnung und viele der in derNachkriegszeit geschaffenen Not - und Behelfswohnungenmuffen ,n den nächsten Jahren durch vollwertige Wohnungenersetzt werden.
Als leerstehend sind hauptsächlich gezählt Wohnungen, dieam Zahltage instandgesetzt wurden oder der Instandsetzungbedurften und Wohnungen, die bereits vermietet, aber nochnicht bezogen ivarcn , insbesondere auch solch: in Neubauten .Auf 100 Wohnungeil stehen 0,5 Wohnungen leer, währendman vor denr Kriege einen Leerbestand von etwa 2 v. H . fürdie Durchführung der regelmäßigen Wohnungsveränderungenals nötig bezeichnete .Bei Beurteilung der hier mitgeteilten Zahlen ist in Betrachtzu ziehen, datz es sich um vorläufige, aus ungeprüftem Zähl -materral gewonnene Ergebnisse handelt ; immerhin scheinendiese Ergebnisse mit den in der Denkschrift der badischen Re-gierung über Wohnungsbau in, Februar 1927, mitgeteiltenZahlen im wesentlichen übereinzustimme».Einen werteren Aufschluß über den wirklich bestehendenWohnungsbedarf werden die in etwa 14 Tagen vorliegendenErgebniffe der mit der Zählung verbundcnei, Feststellung derWohnungsnchenden ergeben. Es wird dann Gelegenheit sein ,auf diese für die Volkswirtschaft so bedeutsamen Verhältniffenochmals einzugehen.

Die Rheinbrückenprojekte
Im « ertehrsausschutz des Reichstages wurde am Donners -tag bei der Behandlung einiger Petitionen der Reichsregie-rung auch die baldige Inangriffnahme der Rheinbrückenpro-,ekte Maximilians «», Speyer und Ludwigshafen empfohlenZu dieser Frage erklärte ein Vertreter der Reichsregierunmdatz die Entwürfe und technischen Vorarbeiten bereits fertig -gestellt schzen, alle, drei Rheinbrücken würden gleichzeitig inAngriff genommen werden. . . Die Kostenftage werde nmhr-scheuilich so geregelt werde», batz ein Drittel der gesamtenKosten die Reichsbahn, ein Drittel die beteiligten Länderund das letzte Drittel das Reich übernehmen werde . Mit - emBau werde begonnen , sobald über die Kostenfrage zwischenReich , Ländern und Reichsbahn eine definitive Einigung er¬folgt sei . Ende dieses Monats würden bereits die Verhand-tungen über die Kostenfrage beginnen.

Wetterbericht der Badischen Landeswetterwarte Karlsruhe .Unter Hochdruckeinflutz herrschte wieder i » Baden gesternmeist heiteres , trockenes und warmes Wetter. Ein über Eng¬land liegender Sturmwirbel , dessen Ausläufer bis weit nachFrankreich reichen, stellt für heute und morgen unbeständigesWetter mit einzelnen Strichregen und zeitweise auffrischen¬den westlichen Winden in Aussicht . Voraussichtliche Witterungam Samstag , den 25 . Juni : Wechselnd wolkig, mit einzelnenStrichregen und zeitweise auffrischenden Westwinde » . Für dieJahreszeit kühl. ■ _ _ _
Verschiedenes

Die Ozeanflieger Chamberlain und Lepinc
sind am Donnerstag von Wien nach Prag geflogen . Siewerden nicht nach Amerika zurückfliegen , sondern haben sichentschlossen, zusammen mit ihren Frauen mit dem Dampfer„Leviathan " am 12 . Juli nach Rew -Uork zurückzukehren . —Der Nordpolflieger Byrd hat wie aus New - Dork gemeldetwird — abermals seinen Flug über den Ozean wegen un-günstigen Wetters verschoben . Die auf den Abflug wartend«Menschenmenge gab ihrer Unzuftiedenheit lauten Ausdruck .



Nus der Landesbauptstsdt
Die Ettltnger 70« Jahrfeirr

Am morgigen Samstag , den 26 . Juni , werden nach Ein¬
bruch der Dunkelheit Leuchtfeuer auf den Höhen um Ett¬
lingen erglänzen und weithin Kunde vom Beginn der 700-
Jahrfeier geben.

Am Sonntag , den 36 . Juni , findet u . a . nachmittags 4 Uhr
auf der Freilichtbühne im Watthaldenpark bei Ettlingen die
Uraufführung des Heimatspiels »Der Schultheiß Mit Ettlin¬
gen" von Wilhelm Fladt statt . Fladt , ein Ettlingec Kind,
bekannt durch seine Breisacher Festspiele, hat seiner Vaterstadt
mit seinem Heimatspiel ein hervoragendeS Geschenk gegeben .
Bei ungünstiger Witterung werden in der städt. Festhalle als
Ersah für den „Schulheitz von Ettlingen " gleichwertige Hei¬
matspiele aufgeführt : die für die Watchaldenaufführung ge¬
lösten Karten haben hierfür Gültigkeit . Abends 9 Uhr bewegt
sich ein Fackelzug durch die illuminierte Stadt nach dem Watt¬
haldenpark , in dem eitr Parkfest mit Feuerwerk und sonstigen
Überraschungen veranstaltet wird . Insbesondere darf erwähnt
werden , daß Frl . Edith Bielefeld mit ihrer Tanzschule den

. Zuschauern Auserlesenes bieten wird . (Auf die Anzeige im
Inseratenteil wird hingewiesen.)

I » der Hauptversammlung des Karlsruher BerkehrSver-
efuS wurde einstimmig eine Entschließung angenommen , die
die Dringlichkeit deS Maxauer Brückenprojektes und der ge¬
planten Elektrifizierung durchgehender Strecken der Reichs -

hn in Baden , betont und der badischen Regierung , sowie
. er Stadtverwaltung dafür dankt, daß sie sich in beiden An»

^Gelegenheiten bisher tatkräftig und entschlossen gezeigt haben.
Einmütige Annahme fanden

'
ferner Anträge des Berkehrs-

hirektors Sacher, für die Bezeichnung „Karlsruhe am Rhein"
einzutreten , und des Rechtsanwalts Schön, die Fortführung
der Straßenbahn von Kuieltnge« »ach Maxau zu fordern .
Pein Referat des verdienten Geschäftsführers . Direktor Lacher ,
war eine eingehende Aussprache gefolgt, die den allseitigen

. Wunsch unterstrich, die „Karlsruher Herbsttage" beizubehalten.
Dabei wurde die bedeutende kulturelle Aufgabe des Landes-
theaterS hervorgehoben und angeregt , mehr die Wagner -Opern
zu pflegen. Es ist dem Verein gelungen , Berbandsdirektor
Steinet wieder als 1 . Vorsitzenden zu gewinnen .

Zur Deutschen Turn - und SportauSstellung . Der Badische
Landesausschutz für Leibesübungen und Jugendpflege , der
Veranstalter der Deutschen Turn - und Sportausstellung
Karlsruhe 1927 (25 . Juni bis 10. Juli ) umfasst zur Zeit in

' der Abteilung Leibesübungen 26 Verbände und in der Abtei-
I lung Jugendpflege 59 Verbände und Bünde mit zusammen
; 638 000 Mitgliedern . Er bezweckt die körperliche , geistige und
! sittlich « Erziehung de- Volke?, insonderheit der männlichen
und weiblichen Jugend Badens . Sein Ziel ist die Volksge¬

imeinschaft. In 100 badischen Orten bestehen Ortsgruppen
«zur Vertretung der gestellten Aufgaben bei den Gemeinde¬
verwaltungen .

Bolkmaun-AuSstellung. Eine Gedächtnisausstellung für
den verstorbenen Prof . v. Bolkmaun findet vom 20. Juni bis
15. Juli bei E . Büchle , Kaiferstr . 132 im Gartensaal statt .
(S . Ins .)

Fahndung . Nach einem Funkfpruch aus Breslau wird j
nach einem angeblichen Kaufmann H . Kaupel gefahndet, der
mehrer Firmen dadurch geschädigt h« t. daß er im Aufträge
einer Breslauer Firma Trikotageu bei auswärtigen Firmen
postlagernd Breslau an die Adresse Hugo Kinzili bestellte .
Kaupel ist etwa 30 Jahre alt , 170 Zentimeter groß , schlank,
verlebtes Estsicht, Glatze. Vor Dem Betrüger wird gewarnt .

- ■

Ikiuse •ftadnicbten aus Laden
DZ . Mannheim , 24 . Juni . Der 36 Jahre alte verheiratete

Geschäftsführer einer Genossenschaft aus Karlsruhe , geriet
mit seinem 5/15 Ps . Opelwagen auf dem Wege von Secken¬
heim nach Mannheim , an einer scharfen Kurve bei der Süd¬
ostecke des Flugplatzes von der Straße ab und in das etwas
tiefer gelegene Feld. Der Wagen hat sich anscheinend mehr¬
fach überschlagen.. Der Lenker des Wagens kam mit geringen
Verletzungen davon, während die 28 Jahre alte Margarete
Herrmann aus Seckenheim , welche die Fahrt mitmachen
wollte, derart schwere Verletzungen erlitt , datz sie bald nach
ihrer Einlieferung ins städtische Krankenhaus starb.

DZ . Lahr, 23 . Juni . Am 1. April 1921 grüirdete Direktor
Skrebba das Skrebba -Werk G. m . b. H. als Büromaschinen¬
fabrik. nachdem er zuvor die genau 20 Jahre früher von
chm ins Leben gerufenen Büroeinrichtungsfabriken Fort¬
schritt in Fröiburg wahrend dieser ganzen zwei Jahrzehnte
geleitet und zu einem großen, vier Fabriken und zahlreiche
Filialen umfassenden Unternehmen entwickelt hatte . Di»
Firma Skrebbawerk siedelte von Freiburg nach Lahr über,
weil damals in Freiburg kein passendes Anwesen gemietet
werden konnte . Dieser Tage konnte die Firma die 1«« vv«ste
Büromaschiue fertigstellen, was Gelegenheit zu einer kleinen
aber eindrucksvollen Feier bot.

Dandel und Mirtscbatt
Berliner Devisennotierungen

24 . Juni 23 . Juni
«cU> »rief Briet

Amsterdam 190 G. 168 .92 169 .26 168 .93 169 .27
Kopenhagen 100 Kr. 112.72 112 .94 112,72 112.94
Italien . . 100 L . 24 .14 24 .19 24 .15 24 .19
London . - 1 Pfd . 20.473 20 .513 20.471 20.511
Newhork . 1 D. 4.216 4 .224 4.216 4.224
Paris . , . 100 Fr . 16 .505 16 .545 16.505 16 .545
Schweiz . . 100 Fr . 81 .14 81 .30 81 .15 81 .33
Wien 100 Schilling 59 .29 59 .41 59 .31 59 .43
Prag . - 100 Kr. 12.489 12.509 12.49 12 .51

Um den Zusammenschluß in der Uhrenindustrie . Nach einer
Meldung der „Franks . Ztg .

" finden Zusammenschlutzvechand»
lungen zwischen der Gebr . Junghans Ä .-G . in Schramberg,
der Hamburg - Amerikanischen Uhrenfabrik in Schramberg und
der Bereinigten Uhrenfabriken in Freiburg ( -Schlesien ) statt»
aber sie werden voraussichtlich nicht zur Fusion führen , son¬
dern nur zu einem allerdings engen Konzernverhältnis .
Außerhalb bliebe mit Ausnahme der Schwenninger Jung -
hanS-Filiale , die gesamte Schwenninger Uhrenindustrie .

} Badisches Landestheater
Spielpla « vom 25. Juni bis 9. Juli 4927

a) Im Llindestheater :
Sonntag , 26 . Juni . * C 29 . Th .-Gem. 2. D .- Gr . Die

weihe Dame . Oper von Boieldieu . 7H — 10 (7 .— ) .
Montag , 27 . Juni . Volksbühne 11 . Bolpone oder : Der Tanz

ums Geld. Eine lieblose Komödie von Ben Jonson . 7 )$
bis n . 10y* (5 .— ).
Der 4 . Rang ist für den allgemeinen Verkauf freigehalten .

Dienstag , 28. Juni * G 30. Th . -Gem. 1101—1200 . Reu-
einstudiert : Toska. Oper von Puccini . 1 % — 10 (7 .—)

Mittwoch, 29. Juni . * B 30 . Th.-Gem . 1001—1100 und
1401—1525 . Aleffandr» Stradella . Oper von Friedrich von
Flotow . 7X —9X (7 .— ) .

Donnerstag , 30. Juni . * L> 30. (Donnerstagmiete ) . Th .-
Gem . 1 . S .Gr . und 2 . S .Gr . Zum ersten Mal : Der Dik¬
tator . Schauspiel von Jules Romains . 7K — 10 (5 .— ) .

Freitag , 1 . Juli . * F 30 (Freitagmiete ) . Abfchiedsvorstel -
tuug für Robert Butz : Die weise Dame . Oper von

» Boieldieu . —10 (7 .— ) .
Samstag , 2. Juli . Außer Miete (erstes Vorrecht Miete G )<

Th .-Gem . 1201—1400 und 3. S .Gr . Neueinstudiert : Sylvia .
Ballett von Jules Barbier und Mecante . 8—10 (7 .— ) .

Sonntag . 3 . Juli . 4- A 29 . Th .-Gem . 901—1000 . Abschieds -
Vorstellung für vr . Heinz Knöll : Tose« . Oper von Puccini .
7 )4 — 10 (7 .—) .

Montag , 4. Juli . Außer Miete . Volkstümliche Vorstellung
zu halben Preisen : Carmen . Oper von Bizet . 7 )4 —10 )4)
(3 .50 ).

Dienstag, 5. Juli . * C 30. Th .-Gem. 701—900 und 1101
bis 1200 . Judith . Tragödie von Hebbel. 7 )4 bis nach
10 )4 (5 .—) .

Mittwoch, 6 . Juli . 9 . Vorstellung der Schülermiete . Thomas
Paine . Schauspiel von Hans Johst . Eine beschränkte An¬
zahl von Plätzen ist für den allgem. Verkauf frergehalteu .
6)4 —8 )4 (5.— , .

Donnerstag , 7 . Juli . Volksbühne 1t . Bolpone oder : Der
Tauz ums Geld. Eine lieblose Kommödie von Ben Jonson .
7 )4 bis nach 10 )4 (5 .— ) .
Der IV . Rang ist für den allgemeinen Verkauf freigehalten ,

Freitag , 8. Juli . Volksbühne 11 . Bolpone »der : Der Tanz
ums Geld. Eine lieblos« Kommödie von Ben Jonsoir .
7 )4 bis nach 10 )4 (5.— ) .
Karten jeder Platzgattunq sind für den allgem. Verkauf
freigehalten .

Samstag , 9. Juli . * A 80 . Th .-Gem . 1001—1100 ; 1401- <
1625 und 3 . S .Gr . Zum ersten Mal : Das Rürnbergifch Et.
Schauspiel von Walter Harlan . 7)4—10 (5.— ) .

b ) Im städt. Konzerthaus :
Sonntag , 26. Juni . * Th .-Gem . 901—1000 und 1201—1400.

Mein Bester Eduard . Schwank von Fritz Friedmanu -Frede -
rich und Ralph Artur Roberts . 7 )4 —9 )4 (4 .— >.

Erste Vorstellungen nach den Ferien
Damstag , 3. September 1927 : Florian Geyer von Gerhaltt

Haupt ME ».
Sonntag , 4. September 1927 : Don Giovanni von Mozart .

700Mr . Zubilüum
derStadt Cftlingen

Samstag , den 25 . Juni 1927 , abends 9 Uhn

Freudenfeuer auf dem Rottberg.
M»

Sonntag , den 26 . Juni 1927 , nachmittags 4 Uhr

I im Watthaldenpark Festspiel :

„DerSchultheiß von Ettlinsen
“

s von Wilhelm Fladt . Regle : Hans Blum .
Eintritt : I . Platz 3 .* * , II . Platz 2 m ,

1 .20 m .
III . Platz (nur an der Tageskasse)

l
I

Abfahrt zu den Vorstellungen ab Karlsruhe Reichsstraße (Albtalbahn) :
3 ®* und 3 ** naehmifags .

Karten ververkauf : Musikalienhandlung Möller (Tel . 388 ) u . Albtalbahnhof .
Bei ungünstiger Witterung berechtigen die gelösten Eintrittskarten zu einer

gleichwertigen Veranstaltung in der Festhalte .
Abends 9 Uhr : HluminatioR der Stadt mit Faokelzug und anschließend

10 Uh r Parktest im Watthaldenpark mit Feuerwerk , Tanzdarbie¬
tungen von Edith Bielefeld und ihrer Schule und sonstigen
Überraschungen . — Eintritt 1 .* # . @ .499

Bei ungünstiger Witterung werden tt » Veranstaltungen in die Festhalte
und in den Saal des Gasthauses rar „Senne " Verlegt .

2 !*jg abends : jittne der r »rnergltde >«% 0Z .Y. gjKK )

MWM - unD6portau$fMuiig M
in der Städtischen Ausstellungshalle

vom 25. ) uni bis 40. Juli 4927. SeSffn. von fo bis z Uhr abdo .
Eintrittspreise : S» pfg. für Lrwachfeuo. ro pfa- für Schüler

und Rinder. Jeder Erwachsene « hält »in Geschenk .
Samstag , den 25. Juni ( 92 ? :
44 Uhr vorm.: jeierl . Eröffnungdurch denHerr« Staatspräsidenten

0 . 8 . -Jugendtag
9 Uhr abends : Filme der Reichsbahn
Sonntag , 2«. Zum 492? :
2 Uhr nachm ^ Dberrhem — Mainkreis - Regatta de» vt . Rann -

verbandes im Mitteldeckendes Rheinhafens
2V* Uhr . Karlsruher Pferderennen auf den Rennwiefon bei

. . . . . D- $ >8 . -Jagendtag stllein -RiippuA:
9 Uhr abends : Lichtbildecoortrag: 8adifch« Jugendherbergen
Montag , den 27 . Juni 4927 :
7 Uhr abends : Turn - u. sportl . Vorführungen de« Poll,ei -Sp . -V .8 Uhr abends : . Loheland- Gymnastik' -SchAerinnen von jr &riem

Luise P”—■

Qedächtnis - Russtellung
20 . Juni bis 15 . Juli 1927

*f* Professor von Volkmann

Qraphik
zirka 120 Original - Lithographien und Radierungen

E . Büchle, Inh . W . Bertsch
Kunst- und Rahmenhaus, Kaiserstr. 152, Gartensaal

Sesichtigung frei 8— 121/«. 2—6*/ , @.496

Forstmarts-Stelle .
Die Stelle eines Forstwarts ist hier neu zu besetzen.

Bewerber wollen ihre selbstgeschriebenen Gesuche bis
längstens 4 . Juli 4927 bei uns einreichen.

Theoretisch « und praktische Vorbildung wie bei
staatlichen Forstunterbeamtenanwärtern ist Voraus¬
setzung für die Einstellung . Entsprechende Nachweise
sind zu erbringen .

Gernsbach (Murgtal ) , den 23 . Juni 1927 .
Bürgermeisteramt -

Menges . @ .497

I Das Problem der j
I deutsche« 1
| ( 3
I Minderheiten und I
1 der Völkerfreiheit f
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Nation und j
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Erster Begänzung*- f
band zum Jahrbuch j
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j
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Druck G. Braun,

Zu vergeben die Brük-
kenanstricharbeiten im Be¬
zirk des Reichsbahnbauam¬
tes Waldshut ohne Mate¬
riallieferung mit einer
Gesamtfläche von 2740grn .
Bedingnishefte , Arbeitsbe¬
schrieb einzusehen auf
Zimmer Nr . 7, daselbst
auch Abgabe von Bevdin-

gungsvordrucken gegen
0,50 3M in bar , keine
Briefmarken , Versand nach
auswärts nur nach vor¬
heriger Einsendung des
Betrages mit Porto für
den Bovdruck (solange
Vorrat ) . Angebote mit der

Aufschrift „Brückenan¬
strich " sirrd verschlossen,
Post- und Bestellgeldfrei
Ns Donnerstag , den 39.
d. Mts ., vorm. 1« Uhr» öer
mir einzureichen. Zu-
schlagssrist 3 Wochen .

Waldshut , 23 . 6 . 1927.
Deutsche Reichsbahn-Ge¬

sellschaft . 54.949
Vorstand des

, KtzichSbahnbauansts
Bergebung

iwn Bauarboitru .
Das Wasser- u. Stra -

teabauamt Sinsheim ver¬
gibt nachFmanzministerial -
bevovdnung vom 27 .7.1922
und Sst . 7. 1924 die . Ar-
beiten für die Verbreite¬
rung der Landstvatz « Nr . 1
zwischen WieSloch u . Mtn -

" eim km 41,330 bis
M0 .

Die Arbeiten umfassen:
1800 ebm Erdbewegung,
9200 grn Liefern und Ein¬
setzen von Gestück, 7 000
lkd-n Versetzen von Bord¬
schwellen . 7 0001fd,m Ver¬
setzung von Leistensteine
und die Nebenarbeiten .

Die Arbeiten werden
in 4 Losen vergeben. Die
Bedingungen liegen quf
dem Geschäftszimmer des
Bauamts Sinsheim wäh¬
rend der Dienststunden
zur Einsicht auf . Ange¬
botsvordrucke werden da¬
selbst gegen eine Gebühr
von 1 3M abgegeben. Die
Angebote sind verschlossen
und portofrei^ mit der
Aufschrift „« tratzenver-
breiteruugWiesloch —Min -
aolsheim " bis . längstens
Samstag , 2. Juli 1927,
vormittags 19 )4 Uhr , beim
Bauamt einzureichen, wo¬
selbst die Eröffnung statt¬
findet . Zuschlagsfrist 8
Tage . 9 K.48

Sinsheim a .E ., 23 . 6 . 27.
Wasser -

» nd Straßenbauamt .
Karlsruhe . K .945 .

Das Konkursverfahren
über das Vermögen in
dem Nachlaß des am 25.
9 . 1925 verstorbenen Fa¬
brikanten Gustav Adolf
Wendelin Korwan in
Karlsruhe wurde nach
Einstellung des Verfah¬
rens mangels Masse und
nach Abhaltung des
Schlußtermins aufgehoben.

Karlsruhe , 18. 6. 1927.
Bad. Amtsgericht A 6.

o Pianos
kaufen Sie in der
Fabrik - Niederlage
der leistungsfähigen
Harmonium - und

Piano -Fabrik

H. Goll A.-G.
Filiale Karlsruhe
Waldhornstraße 30

Telephon 6835
in jeder Beziehung
vorteilhaft I

Karlsruhe . St.946,
Im Konkursverfahren

über das Vermögen dey
Firma Schneider & Grohe»
Kommanditgesellschaft in .
Karlsruhe wird eineGläu -
bigerversammlung einbe-
rufen auf : Mittwoch, den
18. Juli 1927 vormittags
8 )4 Uhr vor das Amtsge¬
richt Abteilung A 5, Aka»
demiestr. 8 II . Stock Zim¬
mer 142 . Tagesordnung ;:
1 . Prüfung von Nachtrags
lich angemeldeten Forde¬
rungen . .2 . Einstellung de-
Konkursverfahrens - man,
gels Masse . j

Karlsruhe , 8. 6 . 1927. !
Bad. Amtsgericht A 5

Bruchsal. ft .944 .
Die am 18 . November

1881 in Bruchsal geb.
ebenda wohnhafte Her¬
mann Bogt, Schuhmacher,
Ehefrau Emma verwit¬
wete Wagner geb . Holzer
wurde wegen Trunksucht
entmündigt . >

Bruchsal, 16 . 6 . 19jp .
Der Gerichtsschreibeosv deS

Amtsgerichts

Samstag , den/o -Juni 1927
A ußer Miete (Ostes Vorrecht

Mieü- F )
Abschiedsvorstellungfür

Herma Element
Reu ei»st» di«rt

Flölüem M
von August Strrtzdberg
In Szene gesetz- von
Ulrich von der Ticenck

Julie Element
Jean Kahlew
Christel Alkrecst

Hierauf V .
Zum ersteumal

von Arthur Schur
In Szene gesetzt
Ulrich von der ~

Anatol
Max
Ilona
Franz
Anfang 8

I . Sp
So .26 .Ju

/ .-/eei 'l«
i» , Vrenck-
■* -̂ ^ rnent
■L -I7teibe<;

fr „ lrf

arlsruh«
!
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